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„Die Gewaltentrennung in der Demokratie soll Machtmißbrauch verhindern 
und die Freiheit aller sichern. Das System der Gewaltentrennung teilt die 
staatlichen Aufgaben Österreichs in drei große Bereiche:  
Gesetzgebung: Das Parlament beschließt Gesetze, ist aber nicht selbst für 
die Durchführung der Gesetze verantwortlich. 
Verwaltung: Die Bundesregierung, die Landesregierungen und ihre jewei-
ligen Dienststellen sind für die Durchführung der Gesetze verantwortlich.  
Rechtsprechung: Gerichte wie etwa der Verfassungsgerichtshof und der 
Verwaltungsgerichtshof überprüfen, ob die Verwaltung tatsächlich nur so 
handelt, wie es die Gesetze vorschreiben. Diese Gerichte dürfen die Gesetze 
aber nicht entwerfen.“ 
Soweit die Theorie, die Praxis sieht so aus:  
Im Jahr 1976 wurde unter der Regierung Kreisky das Volksgruppengesetz 
erlassen. In diesem wurde als Voraussetzung für zweisprachige Ortstafeln 
ein Slowenen-Anteil von 25 Prozent festgelegt. Um diese 25 Prozent fest-
stellen zu können, bedarf es einer demokratischen Minderheitenermittlung, 
die uns Kärntnern bis heute verwehrt wird. Es werden weiterhin vom VfGH 
Prozentanteile vorgeschrieben! (Als Basis dient die Volkszählung von 2001, 
keine Minderheitenermittlung!) Im Dezember 2001 bezeichnete der Verfas-
sungsgerichtshof die 25 Prozent-Quote als zu hoch und hob Teile des 
Volksgruppengesetzes 1976 und der Topographieverordnung 1977 auf. (Die 
VfGH-Präsidenten Korinek und Holzinger, sowie Bundespräsident Fischer 
fanden diese Regelung hervorragend, ÖVP und BZÖ lehnten eine Lösung 
ohne Verfassungsänderung ab.)  
Gab es eine Parlamentsabstimmung über eine Verfassungsänderung? Und 
warum wird Dr. Gradeneggers erkämpfter Sieg vor EU-Gerichtshof und UN 
nicht umgesetzt? 
Merkwürdiger Anlaß für die Aufhebung der 25 Prozent-Quote war eine Be-
schwerde des Slowenenvertreters Rudi Vouk gegen eine Strafe wegen 
Schnellfahrens im einsprachig beschilderten Ortsgebiet von St. Kanzian. 
Angeregt zu der Beschwerde wurde er von ÖVP Verfassungsrechtler An-
dreas Khol. Daß sich ein Richter in Österreich, wo die Amtssprache, die 
jeder Jurist beherrschen muß, Deutsch ist, dazu hergibt einen Verkehrsteil-
nehmer, der sich, egal welcher Muttersprache, an die österreichische Stra-
ßenverkehrsordnung zu halten hat, wegen Schnellfahrens freizusprechen, 
weil er eine einsprachige Ortstafel nicht lesen kann, setzt dem Theater die 
Krone auf. 
In „Ermangelung anderer Zahlen“ beurteilte der Verfassungsgerichtshof 
(VfGH) in seinen Ortstafelerkenntnissen die Zugehörigkeit einer Person zu 
einer nationalen Minderheit, rechts- und vertragswidrig, nach der „Um-
gangssprache“, wobei diese Zahlen, wie nachstehendes Beispiel beweist, 
zudem noch manipuliert verwendet wurden. Für die „Ortschaft Bleiburg“ hat 
der VfGH einen „slowenischen Bevölkerungsanteil“ von 16,2 Prozent 
festgestellt und die Aufstellung zweisprachiger Ortstafeln angeordnet. 
Tatsächlich haben, lt. Statistik Austria, bei der Volkszählung 2001 von 1202 
Personen lediglich 23 „Slowenisch“ als Umgangssprache angegeben. Das 
sind 1,9 Prozent der Bevölkerung. Um auf 16,2 Prozent zu kommen, zählte 
man die 172 Personen mit der Doppelangabe „Deutsch und Slowenisch“ 
hinzu. Diese haben von Staats wegen Slowenen zu sein. „Windische“ wur-
den zu „Deutschkärntnern“ erklärt und haben keine Minderheitenrechte. 
Anläßlich der „Lösung der Ortstafelfrage“ unter der FPK-Regierung in 
Kärnten, gab es viel Lob und eine ganze Menge Orden und Auszeich-
nungen. Und eine saftige Niederlage für die FPK bei den Wahlen. 
 

Wir fordern nach wie vor – im Einklang mit den Erkenntnissen 
von Europarat und UNO ! – die Durchführung einer demokrati-
schen Minderheitenermittlung. 
 

 
 
Am 20. Jänner 2013 gab es die 
Wehrpflicht-Volksbefragung - das 
Ergebnis:  
Für Wehrpflicht: 59,7 % 
Gegen Wehrpflicht: 40,3 % 
Seit damals hat der Oberbefehlshaber 
des Bundesheeren, UHBP Heinz Fi-
scher, keinen Finger gerührt, um den 
Willen des Volkes umzusetzen. Statt 
dessen überläßt er das Feld dem 
Verteidigungsminister – derzeit Ge-
rald  Klug  (SPÖ),  dessen  Partei  SPÖ  
gegen die Wehrpflicht war. Der ÖVP-
Finanzminister Spindelegger erklärt, 
daß wir auf den Hund gekommen 
sind, ZITAT Spindelegger: „Wir sind 
auf dem Boden des Fasses an-
gekommen und haben keine Reserven 
mehr“, aber seine Partei, die ÖVP, war 
für die Wehrpflicht. Für die Ab-
schaffung der Wehrpflicht waren 
außer der SPÖ noch  Grüne und Team 
Stronach.  
Für Österreich ist nach wie vor die 
Klausel des Staatsvertrages aus dem 
Jahre 1955 gültig, wonach das Land 
zur „immerwährenden Neutralität“ 
verpflichtet ist.  
Wir brauchen keine teuren Aus-
landseinsätze für Kolonialmächte wie 
Frankreich, USA etc., was wir brau-
chen ist – und dafür sprach sich die 
Mehrheit bei der Befragung aus - ein 
Volksheer für Katastropheneinsätze 
und Landesverteidigung.  
Wir brauchen auch keine eingebür-
gerten Österreicher bei Bundesheer 
und Polizei, die bei der Fahnen-
hissung den Arsch zur Fahne drehen! 
Und auch keine Heerestransporte für 
Flüge nach Afrika, oder will der Hee-
resminister ein Afrika-Korps a la 
Wüstenfuchs Rommel installieren?  
 

 
 

von der „Alpe-Adria-Line“  
 

Der BZÖ-Landtagsabgeordnete Willi 
Korak machte eine Testfahrt mit dem 
Laibach-Bus von Klagenfurt in die 
slowenische Hauptstadt und zurück. 
Müßig zu betonen, daß der Bus leer 
war – bis auf den einsamen Korak und 
einen  echten Fahrgast. 



 
ZITAT Gilad Atzmon: „Der folgende Vers aus dem fünften 
Buch Mose, 6:10-12, ist Teil einer Ansprache des Mose 
an sein Volk auf seinem Weg in das ‚verheißene Land’: 
‚Wenn dich nun der HERR, dein Gott, in das Land bringen 
wird, von dem er deinen Vätern Abraham, Isaak und 
Jakob geschworen hat, es dir zu geben – ein Land mit 
großen und schönen Städten, die du nicht gebaut hast, 
und Häuser mit auserlesenen Gütern, die du nicht zu-
sammengetragen hast, und ausgehauene Brunnen, die 
du nicht ausgehauen hast, und Weinberge und Ölbäume, 
die du nicht gepflanzt hast, und wenn du nun ißt und satt 
wirst, so hüte dich, daß du nicht den HERRN vergißt, der 
dich aus Ägyptenland, aus der Knechtschaft, geführt 
hat.’ 
Seit mehr als sechzig Jahren wird der biblische Aufruf 
zum Diebstahl in rechtliche Praxis umgesetzt. Die israeli-
sche Plünderung palästinensischer Städte, Häuser, Fel-
der und Brunnen hat ihren Weg in Israels Rechtssystem 
gefunden: Bereits 1950-51 hatten die israelischen Ge-
setzgeber das „Gesetz über den Besitz abwesender Ei-
gentümer“ verabschiedet, ein rassisch-orientiertes Ge-
setz, das Palästinensern die Rückkehr auf ihre Lände-
reien, in ihre Städte und Dörfer verwehrte und den neuen 
Israeliten erlaubte, in Häusern und Städten zu leben, die 
sie „nicht bauten“. 
Der nie endende Diebstahl Palästinas im Namen des 
jüdischen Volkes ist Teil eines spirituellen, ideologi-
schen, kulturellen und praktischen Kontinuums zwischen 
der Bibel, zionistischer Ideologie und dem Staat Israel 
(zusammen mit seinen überseeischen Unterstützern).“ 
 

 

Staatskünstler Robert Menasse: „Der Nationalismus hat 
abgewirtschaftet. Nein, eine einzige Nation gibt es, die 
unbedingt verteidigt werden muß. Und das ist Israel.“ 
 
 

 
im sogenannten „Israel-Palästina-Konflikt“, im Krieg um 
den Gaza-Streifen? Na zumindest auch darum, daß die 
Palästinenser aus ihrer Heimat vertrieben werden: von 
Israelis. 
1948 lebten im Westjordanland und Ostjerusalem 2.780 
israelische Siedler. In den 1970er Jahren kamen die Go-
lanhöhen als Siedlungsgebiet dazu. Bereits Ende 2009 
gab B’Tselem, eine 1989 von prominenten Akademikern, 
Anwälten, Journalisten und Abgeordneten der Knesset 
gegründete israelische Menschenrechtsorganisation die 
Zahl der Siedler mit mehr als 500.000 an, davon 312.940 
in der Westbank und ca. 200.000 in Ostjerusalem. 
 

 
 

Akif Pirinçci: „Im Zentrum meines Buches steht keines-
wegs die unkontrollierte Zuwanderung, sondern der kri-
minell gierige Staat, der hart arbeitenden Leuten derart 
viel ihres Lohnes raubt, daß er sich jeden dekadenten 
Kack erlauben kann, unter anderem die Alimentierung 
von Analphabeten-Horden, Gar-nix-Könnenden, Frauen-
verachtern, Kriminellen und Faul-Geborenen. Das Pro-
blem ist der kriminelle Steuerstaat, der den Leuten bei 
Androhung von Gewalt und Gefängnisaufenthalt ihren 
erarbeiteten Wohlstand wegnimmt. Was die Zuwande-
rung anbelangt, so findet sie nicht statt. Hier werden 
Begriffe so lange umetikettiert, bis sie ihren ursprüngli-
chen Sinn verlieren. Zuwanderung bedeutet, daß jemand 
in ein anderes Land geht, weil ihm in seiner Heimat keine 
Chance gegeben wurde, um sich etwas aufzubauen. In 
einem Wohlfahrtsstaat wie Deutschland funktioniert so 
etwas jedoch nicht, weil sehr viele sogenannte Zuwande-
rer schnell mtikriegen, daß das Gastland ihnen die ange-
strebte Mühe abnimmt und sie auch einfach so alimen-
tiert. Von Assimilation ganz zu schweigen. So findet in 
Wahrheit keine Zuwanderung, sondern Kolonisation 
statt.“ 
 
 

 
 

Eine begehbare x-förmige Treppenskulptur, in Dunkel-
blau gehalten, knapp zehn Meter lang, 8,8 Meter breit und 
1,65 Meter hoch, so soll es aussehen, das Deserteurs-
denkmal. Der Wiener Kulturstadtrat Andreas Mailath-
Pokorny (SPÖ), Richard Wadani, (Vorsitzender des Per-
sonenkomitees Gerechtigkeit für die Opfer der NS-Mili-
tärjustiz) und Stadtrat David Ellensohn (GRÜNE) haben 
das Projekt des deutschen Künstlers Olaf Nicolai vorge-
stellt. Am Ballhausplatz in Wien soll das 220.000 Euro 
teure Deserteursdenkmal aufgestellt werden und es soll 
das erste seiner Art in Österreich werden. 
Wie sich dieses Vorhaben mit dem österreichischen Mili-
tärstrafgesetz, welches Desertion mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren unter Strafe stellt, 
vereinbaren läßt, müssen die Roten und Grünen jetzt 
erklären. 
 

ZITAT 
 

Alexander Dugin (geb. 1962 in Moskau): „Deutschland ist 
heute ein großer, politisch-intellektueller Gulag oder eine 
Art Konzentrationslager. Aber diesmal sind die Amerika-
ner die Lageraufseher. Die deutsche politische Klasse 
spielt die Rolle der Kapos, der privilegierten Lagerpolizei. 
Man kann dies so akzeptieren oder dagegen rebellieren. 
Derzeit dürfte es für eine echte Rebellion noch zu früh 
sein. Aber sie kommt mit Sicherheit. Ein freies und unab-
hängiges Deutschland ist eine große Chance für ganz 
Europa. Denn auch Europa kann sich nur von den Ameri-
kanern befreien und emanzipieren, wenn sein Motor – 
Deutschland – frei und unabhängig von Washington ist.“ 
 

 
 

Die verschärften EU-Sanktionen gegen Rußland dürften 
die österreichische Wirtschaft treffen. Rußland war im 
Vorjahr bei den Exporten mit 3,5 Mrd. Euro der zehnt-
wichtigste Handelspartner Österreichs, bei den Importen 
mit 3,2 Mrd.  Euro der siebentwichtigste Partner. Die 
Direktinvestitionen österreichischer Unternehmen in 
Rußland lagen im Vorjahr bei 7,9 Mrd. Euro. 
Viele heimische Firmen sind in Rußland vertreten. 
Raiffeisenbank hat dort rund 9,4 Mrd. Euro an Krediten 
ausständig. Im Gasgeschäft ist die OMV abhängig von 
Rußland. 
 

 
 

Damit Sie wissen, was das Land Steiermark alles unter-
stützt – ein „Vaginamuseum“, zum Beispiel, förderte man 
mit 7.000 Euro. 
Knapp eine Milliarde Euro, das entspricht mehr als 20 
Prozent des jährlichen Landesbudgets, hat das Land für 
339 Förderprogramme ausgegeben. Dabei haben diverse 
Ausländer- und Integrationsvereine um bis zu 193 Pro-
zent mehr an Förderung erhalten als im letzten Jahr. 
Es erhielten z.B. das „Afro-Asiatische-Institut“ um 21.790 
Euro mehr, die ARGE Jugend gegen Gewalt und Rassis-
mus um 212.837 Euro mehr, der Integrationsverein 
„ISOP“ um 537.000 Euro mehr, der Asylwerber-Verein 
„ZEBRA“ um 350.000 Euro mehr an Landesförderungen 
als im Vorjahr. 
Zusätzlich gab SPÖ-LH-Stv. Sigi Schrittwieser für den 
Budgetansatz „Flüchtlingshilfe“ 1.575.926,52 Euro aus. 
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Vor zwei Jahren ist in Globasnitz die Tagesstätte „Werk-
statt Florian“ für Menschen mit Behinderung aus Süd-
kärnten und Slowenien eröffnet worden. „Es ist dies ein 
weiteres gutes Signal, daß im Kärntner Grenzgebiet eine 
neue Ära der Kooperation beginnt“ jubelte der damalige 
Sozialreferent Christian Ragger (FP), „die Zweisprachig-
keit soll ein fixer Bestandteil des Projektes sein“ hieß es, 
und „die langfristige und nachhaltige Auslastung war nur 
unter Einbeziehung der Menschen mit Assistenzbedarf 
aus den benachbarten slowenischen Gemeinden zu ge-
währleisten“. Das Land versprach ein zinsbegünstigtes 
Darlehen in Höhe von 300.000 Euro sowie die vertragli-
che Zusage von Tagsätzen zwischen 53 und 100 Euro. 
Heute ist das Haus nicht einmal zur Hälfte ausgelastet. 24 
Menschen könnten hier betreut werden, im Moment sind 
es zehn, zwischendurch waren es noch weniger.  
Partner, Errichter und Betreiber der Einrichtung ist die 
Caritas Kärnten. Von der ursprünglich grenzüberschrei-
tenden Idee ist zwei Jahre nach der Eröffnung wenig 
übrig. Schon seit vergangenem Sommer kommen keine 
„Klienten“ aus Slowenien mehr nach Globasnitz. Der 
Grund: Das Land Kärnten zahlt für die Betreuung pro 
Person und Tag 65 Euro, Slowenien weniger als die 
Hälfte. 
Derzeit heißt die Kärntner Sozialreferentin Beate Prettner 
(SPÖ) und die sagt, daß „die ursprüngliche, noch von der 
Vorgängerregierung getroffene Vereinbarung nicht nach-
haltig projektiert gewesen sei“ und beklagt weiters, „daß 
das Problem, das wir diesbezüglich mit Slowenien haben, 
die ständig wechselnden Ansprechpartner sind“. 
Ja, ja, nicht nur in Kärnten wechseln die Soziallandesräte 
schnell. 
Werden hier Menschen mit Behinderung mißbraucht, um 
die Zweisprachigkeit in Kärnten voranzutreiben? 
 

 
 

wird slowenisiert. 
Im österreichischen Parlament ist die Amtssprache im-
mer noch Deutsch.  Ana Blatnik will das nicht wahrha-
ben. 
Ana Blatnik ist Kärntner Slowenin und derzeit österrei-
chische Bundesratspräsidentin (SPÖ). Anläßlich der 
Vorsitzübernahme des Landes Kärnten wurde zu den 
Feierlichkeiten auf Slowenisch ins Parlament geladen. 
Die Frau Ratspräsidentin hatte für einen zweisprachigen 
Empfang im Parlament gesorgt und faßte am Schluß ihrer 
Ausführungen die Rede auf Slowenisch zusammen. Beim 
Empfang anwesend waren u. a. SPÖ-Klubobmann An-
dreas Schieder, Staatssekretärin Sonja Steßl (SPÖ), Bun-
desrat Gerhard Dörfler (FPÖ) sowie mehrere Vertreter der 
Kärntner Slowenen. Landeshauptmann Peter Kaiser 
(SPÖ) ließ sich „aufgrund eines wichtigen Termins“ von 
Landtagspräsident Reinhart Rohr (SPÖ) vertreten.  
Es ist nicht bekannt, daß einer der Anwesenden gegen 
die unakzeptable Eigenmächtigkeit der Bundesratspräsi-
dentin, Slowenisch als Quasi-Amtssprache zu forcieren, 
protestiert hat. 
 

 
 

„Im Laufe des vergangenen Jahrhunderts haben die USA, 
wie sonst keine Weltmacht in der Geschichte zuvor, die 
Erde mit einem Netz von Militärstutzpunkten umspannt. 
Heute gibt es mehr als 700 US-Basen in rund 130 Län-
dern rund um den Globus. Fast jeder einzelne Krieg, der 
von den USA geführt wurde, hat neue Militärbasen hin-
terlassen.“ 

 

 
 
Du schönes Land 
mein Kärntnerland 
Gott schütze dich 
mit seiner Hand 
schütz deine Alpen, Täler, Au’n – 
und deine Männer, 
deine Frau’n. 
                                                      Karl Pesjak 
 

 

 
 

Akif Pirinçci: „Es ist ein Skandal, die indigene Bevölke-
rung als einen Haufen von Reaktionären, Nazis, ja, ver-
hinderten Mördern zu verunglimpfen, sobald sie mit-
bestimmen möchte, mit welcher Sorte von Menschen sie 
in ihrem eigenen Land zusammenzuleben wünscht und 
mit welcher nicht. Migranten sind keine Touristen. Das 
hier ist immer noch Deutschland und nicht Circus Ron-
calli.“ 
 

 
       Was regst du dich auf? 

Oder begreifst du das nicht: 
eine beschissene Zeit 
braucht einen Arsch im Gesicht! 
Für Rosenwasser wissen sie dir keinen Dank. 
Ohnmächtig alles Feine vor soviel Gestank. 
Wirf ihnen ruhig ihren eigenen Dreck ins Gesicht! 
Wenn sie dran ersticken – mich rührt das nicht. 
 

Aber vielleicht kotzt einer aus Ekel 
das eigene Dreckigsein aus, 
vielleicht stürzt endlich einer schamrot 
aus dieser Latrine hinaus, 
vielleicht stöhnt einer, erbrechend: 
‚ich kann mich selber nicht mehr ertragen –’ 
- dann kannst du immer noch 
mit stiller Stimme 
„Bruder“ zu ihm sagen. 

                                      Heinz Gollner-Goldnenfels 
 

 
ZITAT 
 

Akif Pirinçci: „Sollen sie nur kommen, die Arschlöcher! 
Nichts ist vergessen und nichts verlernt. Wir wissen, wer 
die Schuldigen in diesem Land sind, o ja, das wissen wir. 
Und wir wissen, daß das Jüngste Gericht kommen wird. 
Denn das Jüngste Gericht schaut zwischendurch immer 
mal vorbei. So oder so. Derweil beobachte ich den Hori-
zont, der bereits zu glimmen beginnt. Ein neuer Tag 
bricht an. Ich bin zuversichtlich.“ 




